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Einleitung 

Das Europäische Parlament vertritt gern. Art. 137 EGV die Völker der in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft' zusammengeschlossenen Staaten. Die mit den Verträgen 
von 1951 2 und 19573 noch begrenzten Befugnisse des Europäischen Parlaments 
wurden schrittweise verstärkt und erweitert, insbesondere seit den Haushaltsbe-
stimmungsänderungen in den Jahren 1970 und 19754, durch die Einheitliche Euro-
päische Akte 19865 sowie durch den Vertrag über die Europäische Union6• 

Das Europäische Parlament ist nunmehr an der Rechtsetzung verstärkt beteiligt 
und nimmt neben dem Rat7 und der Kommission8 eine Führungsposition in der 
Europäischen Union ein. 

1 Diese Bezeichnung wird heute im allgemeinen Sprachgebrauch als Sammelbegriff für 
die 1952 gegründete Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) und die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) sowie die Europäische Atomgemeinschaft (Eura-
tom) des Jahres 1958 verwendet (Pipkorn, in: Beutler / Bieber / Pipkorn/ Streit, Die Europäi-
sche Union, S. 30). 

2 ,,Pariser Vertrag" EGKSV, am 18. 04. 1951 in Paris unterzeichnet und am 23. 07. 1952 
nach Ratifizierung durch alle Vertrags staaten in Kraft getreten. Zu den vier Organen gehört 
die "parlamentarische Versammlung" neben der Hohen Behörde, dem Rat und Gerichtshof, 
BGBI. 195211, S. 447. Die Bezeichnung ,.Europäisches Parlament" hat sich die Versammlung 
1958 nach ihrer Konstitutierung selbst gegeben, was anschließend erstmals im Vertragstext 
der EEA in Art. 3 aufgenommen wurde (siehe auch Nicolaysen, Europarecht I, S. 95 f.). 

3 "Römische Verträge" EWGV, EAGV, BGBI. 1957 11, S. 766 ff. 
4 Die Haushaltsbestimmungen wurden erstmals durch Verträge vom 22. 04. 1970 (ABI. L 

2/1971, S. I) und vom 22. 07. 1975 (ABI. L 359/1977, S. 1) modifiziert. Siehe dazu sowie 
grds. zum Haushaltsverfahren der Gemeinschaft Bieber, in: Beutler / Bieber / Pipkorn/ Streit, 
Die Europäische Union, S. 168 ff. 

5 EEA, BGBI. 198611, S. 1102. 
6 EUV, BGBI. 199211, S. 1253. 
7 Rat (der Europäischen Gemeinschaften), vgl. Art. 146 EGV (siehe im einzelnen Schweit-

zer/Hummer, Europarecht, Rn. 143 ff.). Die autonome Umbenennung des Rates zum ,,Rat 
der Europäischen Union" durch internen Organisationsbeschluß vom 8. 11. 1994, ABI. L 
281, S. 18 und L 285, S. 41 ist grundsätzlich mit Art. C Abs. 1 EUV nicht vereinbar, der 
einen einheitlich institutionellen Rahmen vorgeschreibt. Dieser einheitliche Rahmen wird 
durch entsprechend autonome Namensgebungen nicht eingehalten (so Hilf, Der einheitliche 
institutionelle Rahmen der Europäischen Union, in: Magiera/Siedentopf, Die Zukunft der 
Europäischen Union, S. 207, 213 f., mit dem zutreffenden Hinweis, daß die Grundsätze zur 
Geschäftsordnungsautonomie oder zur Organisationshoheit der einzelnen Organe diese Um-
benennungen nicht decken können). Gleiches gilt für die autonome Umbenennung der Kom-
mission, vgl. dazu die nächste Fußnote. 

8 Kommission (der Europäischen Gemeinschaften), vgl. Art. 155 ff. EGV (siehe im einzel-
nen Schweitzer/Hummer, Europarecht, Rn. 195 ff.). Die Umbenennung in ,.Europäische 



16 Einleitung 

Die Gemeinschaft ist ohne Vorbild und befindet sich weiterhin in der Entwick-
lung, was auch für das institutionelle System gilt9. Dies gilt vor allem für den Fall 
des Beitritts neuer MitgliedsländerIO. Anders als auf nationaler l1 oder staatlicher 
Ebene, wo die Parlamente grundsätzlich keine Entwicklungsstufen durchlaufen ha-
ben, hat das Europäische Parlament noch keine endgültige Gestalt gefunden 12. Das 
Europäische Parlament fordert selbst eine Veränderung seiner institutionellen Stel-
lung, weil es im Verhältnis zum Rat nur begrenzte Rechte ausübt13 und seinem par-
lamentarischen Anspruch auf die demokratische Legitimation der europäischen 
Hoheitsgewalt14 mit erweiterten Kompetenzen nachkommen will. Dabei weist es 
insbesondere auf seine Rolle als demokratisches Symbol des europäischen Integra-
tionsprozesses hin, die gesicherte Legitimationskräfte in Form mitentscheidender 
Rechte erfordere. 15 Mit den Reformforderungen des Europäischen Parlaments wird 

Kommission", durch Beschluß der Kommission vom 17. 11. 1993 in: EG-Nachrichten Nr. 46 
vom 29. 11. 1993, steht mit Art. C Abs. I EUV nicht in Einklang (Hilf, Der einheitliche in-
stitutionelle Rahmen der Europäischen Union, in: MagieralSiedentopf, Die Zukunft der Eu-
ropäischen Union, S. 207, 214). 

9 Magiera. Das Europäische Parlament als Garant demokratischer Legitimation in der Eu-
ropäischen Union, in FS Everling, S. 789, 791; vgI. auch Everling, Überlegungen zur Struktur 
der Europäischen Union und zum neuen Europa-Artikel des Grundgesetzes, DVBI. 1993, 
S. 936, 937 f.; H. P. Ipsen. Über Verfassungs-Homogenität in der Europäischen Gemein-
schaft, in: FS Dürig. S. 159 ff. 

10 VgI. dazu Club von Florenz (Hrsg.), Europa: Der unmögliche Status quo, S. 68 ff. zur 
Frage einer neuen institutionellen Aufgabenverteilung in der Gemeinschaft, wenn die Ge-
meinschaft eines Tages 25 bis 30 Mitglieder umfassen sollte. 

11 Zum Begriff der Nation siehe Bleckmann. Die Wahrung der nationalen Identität im Uni-
ons-Vertrag, JZ 1997, S. 265, 266. 

12 Siehe zur Entwicklungsgeschichte des Europäischen Parlaments Schwarz. Ansätze zur 
Parlamentarisierung des europäischen Zusammenschlusses, in: Mestmiicker I Möller I 
Schwarz (Hrsg.), Eine Ordnungspolitik für Europa, S. 369 ff.; Oppermannl Kilian. Vergan-
genheit und Zukunft des Europäischen Parlaments, EuR 1981, S. 366 ff.; Zieger, Die Stellung 
des Europäischen Parlaments, in: FS Schlochauer, S. 950, 958 ff.; Magiera. Das Europäische 
Parlament als Garant demokratischer Legitimation in der Europäischen Union, in: FS Ever-
ling, S. 789, 791, gibt den Hinweis auf die sich ständig fortentwickelnden Gemeinschafts-
strukturen. 

13 Siehe zu den Kompetenzen des Rates SchweitzerlHummer, Europarecht, § 4 Rn. 153 ff.; 
Huber, Recht der Europäischen Integration, (§ 13 Rn. 23 ff.) S. 195,201 ff.; BeutlerlBieberl 
PipkomlStreil, Die Europäische Union, S. 126 ff.; zu den Rechten des Europäischen Parla-
ments siehe auch Kapitel C., S. 143 ff. der vorliegenden Untersuchung. 

14 Europäische Hoheitsgewalt wird hier in dem Sinne verwendet, daß mit der EU als zwi-
schenstaatliche Einrichtung bzw. als supranationale Organisation ein "Gesamtakt staatlicher 
Integrationsgewalt" (Ipsen. Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 61) begründet wurde, der 
eine autonome, neben den Mitgliedstaaten stehende und von diesen abweichende. unabhängi-
ge Hoheitsgewalt geschaffen hat (BVerfGE 22, S. 293, 296). Ausdruck dieser Hoheitsgewalt 
ist insbesondere der Erlaß normativer Akte. Das Gemeinschaftsrecht erfaßt "im Durchgriff' 
den vorher ausschließlichen Hoheitsbereich der Mitgliedstaaten (Zuleeg, in: GroebenlThie-
singlEhlermann, EGV Art. 1, Rn. 22). 

15 V gI. den Entwurf eines Vertrages zur Europäischen Union vom Europäischen Parlament 
vom 14. Februar 1984, ABI. 1984/C 77/02, S. 33; dazu v. d. Groeben. Legitimationsproble-
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die Diskussion zur Refonnbedürftigkeit der Gemeinschaft, wie auch des Europäi-
schen Parlaments, stets neu belebt. 16 

Das "Maastricht-Urteil" des Bundesverfassungsgerichts hat in Deutschland eine 
Diskussion entfacht, in der prinzipielle Einwände gegen Refonnen zugunsten des 
Europäischen Parlaments vorgetragen werden 17. In den Mitgliedsländem Frank-
reich18 und Spanien19 hingegen sind in verfassungsgerichtlichen Entscheidungen 
keine Einwände gegen die Demokratisierung der Gemeinschaft durch das Europäi-
sche Parlament fonnuliert worden2o. Insbesondere in der deutschen Literatur wird 
die Leistungsfähigkeit des Europäischen Parlaments zur demokratischen Legitima-
tion der Union in Frage stellt21 . Diese Problematik bildet den Schwerpunkt der 

me der Europäischen Gemeinschaft, S. 91; EP-Bericht des institutionellen Ausschusses über 
eine "Verfassung der Europäischen Union", Bt-Drucks. 1217074 v. 10. März 1994. 

16 Als Beispiel sei auf den umfassenden Kommentar von Capotortil Hilf I Jacobs I Jacque, 
Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Union zum Entwurf des Europäischen Parla-
ments vom 14. Februar 1984, verwiesen; in der Literatur findet sich gar die Auffassung, daß 
ein "Veränderungsdruck" auf die Gemeinschaft mit den Reformforderungen des Europäi-
schen Parlaments einherginge, so Bieber, in: GroebenI Thiesing I Ehlermann, EWG-Vertrag, 
Vorbem. zu Art. 137 bis 144, Rn. 3. 

17 BVerfGE 89, 155 ff. vom 12. 10. 1993. 
18 Conseil Constitutionel zu Fragen der Vereinbarkeit des Unionsvertrages mit der franzö-

sischen Verfassung, welche im wesentlichen mit dem Erfordernis einer Verfassungsänderung 
für die Einführung des Wahlrechts für Unionsbürger bei Kommunalwahlen und einer Verfas-
sungsänderung im Falle der Einführung der Wirtschafts- und Wlihrungsunion beantwortet 
wurde. Gleiches gilt auch für die Regelung des Art. l00c Abs. 3 EGV, die beim Conseil Con-
stitutionel gerügt wurde, vgl. im einzelnen die Entscheidungen Nr. 92-308 DC vom 09.04. 
1992, Nr. 92-312 oe vom 02. 09.1992 und Nr. 92-313 vom 23.09.1992 in EuGRZ 1993, 
S. 187 ff., dazu umfassend Hofmann, Der Vertrag von Maastricht vor den Verfassungsgerich-
ten Frankreichs und Spaniens, in: Däubler-Gmelinl Kinkel/ Meyer I Simon, Gegenrede (FS 
Mahrenholz), S. 943, 946 ff. 

19 Das Spanische Verfassungsgericht forderte ebenfalls eine Verfassungsänderung zur Ein-
führung des passiven Kommunalwahlrechts für Unionsbürger, die durch Änderung von 
Art. 13 Abs. 2 der spanischen Verfassung erfolgte (siehe dazu Hofmann, Der Vertrag von 
Maastricht vor den Verfassungsgerichten Frankreichs und Spaniens, in: Däubler-Gmelinl 
Kinkel/ Meyer I Simon, Gegenrede (FS Mahrenholz), S. 943, 952 ff.; LOpez Castillol Polakie-
wicz. Verfassung und Gemeinschaftsrecht in Spanien - Zur Maastricht-Erklärung des Spani-
schen Verfassungsgerichts, EuGRZ 1993, S. 277 ff.). 

20 Vgl. Hofmann, Der Vertrag von Maastricht vor den Verfassungsgerichten Frankreichs 
und Spaniens, in: Däubler-Gmelinl Kinkel/ Meyer I Simon, Gegenrede (FS Mahrenholz), 
S. 943, 956. 

21 Vgl. z. B. Grimm, Braucht Europa eine Verfassung?, JZ 1995, S. 581, 587 ff.; Steffa-
ni, Das Demokratie-Dilemma der Europäischen Union, Die Rolle der Parlamente nach 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Oktober 1993, ZParl-Sonderband 1995, 
33, 38 ff.; Ch. Lenz. Ein einheitliches Verfahren für die Wahl des Europäischen Parla-
ments, S. 235; Deringer, Europäisches Parlament und Maastrichturteil des Bundesverfas-
sungsgerichts, FS Everling, S. 245, 259; Hrbek, Das neue Europäische Parlament: mehr 
Vielfalt-weniger Handlungsflihigkeit?, integration 1994, S. 157, 159; siehe im einzelnen 
sowie zu weiteren Nachweisen die vorliegende Untersuchung im Kapitel B. Abschnitt I1I., 
S. 57 ff. 

2 Reich 
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